
6.1.2 Bundesbesoldungsgesetz 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 19.06.2009 (BGBl. I S. 1434), zuletzt geändert 

durch Beschluss des BVerfG -2 BvR 1397/09-  vom 19.06.2012 (BGBl. I S. 1770) 

1. Abschnitt   Allgemeine Vorschriften 

§ 1   Geltungsbereich 

1) Dieses Gesetz regelt die Besoldung der  

1.  Beamten des Bundes; ausgenommen sind Ehrenbeamte, 

2.  Richter des Bundes; ausgenommen sind ehrenamtliche Richter, 

3.  Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit. 

(2) Zur Besoldung gehören folgende Dienstbezüge:  

1.  Grundgehalt, 

2.  Leistungsbezüge für Professoren sowie hauptberufliche Leiter und Mitglieder von 

Leitungsgremien an Hochschulen, 

3.  Familienzuschlag, 

4.  Zulagen, 

5.  Vergütungen, 

6.  Auslandsbesoldung. 

(3) Zur Besoldung gehören ferner folgende sonstige Bezüge:  

1.  Anwärterbezüge, 

2.  vermögenswirksame Leistungen. 

(4) Dieses Gesetz gilt nicht für die öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften und ihre Verbände. 

§ 3a   Besoldungskürzung 

(1) Der Anspruch auf monatliche Dienst- und Anwärterbezüge wird um 0,5 vom Hundert eines vollen 

Monatsbezuges abgesenkt. Satz 1 gilt nicht für Beamte, Richter und Soldaten in Dienststellen in den 

Ländern, in denen die am 31. Dezember 1993 bestehende Anzahl der gesetzlichen landesweiten 

Feiertage um einen Feiertag, der stets auf einen Werktag fiel, vermindert worden ist.  

(2) Die Aufhebung eines Feiertages wirkt für das gesamte Kalenderjahr. Handelt es sich um einen 

Feiertag, der im laufenden Kalenderjahr vor dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der Regelung über die 

Streichung liegt, wirkt die Aufhebung erst im folgenden Kalenderjahr.  

 

 

 



2. Abschnitt   Grundgehalt, Leistungsbezüge an Hochschulen  

 2. Unterabschnitt   Vorschriften für Beamte und Soldaten  

§ 28   Berücksichtigungsfähige Zeiten 

(1) Bei der ersten Stufenfestsetzung werden den Beamten als Erfahrungszeiten im Sinne des § 27 

Absatz 3 anerkannt: 

1. Zeiten einer gleichwertigen hauptberuflichen Tätigkeit außerhalb eines Soldatenverhältnisses, die 

nicht Voraussetzung für den Erwerb der Laufbahnbefähigung sind, im Dienst eines öffentlich-

rechtlichen Dienstherrn (§ 29) oder im Dienst von öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften und 

ihren Verbänden, 

2. Zeiten von mindestens vier Monaten bis zu insgesamt zwei Jahren, in denen Wehrdienst, 

Zivildienst, Bundesfreiwilligendienst, Entwicklungsdienst oder ein freiwilliges soziales oder 

ökologisches Jahr geleistet wurde, 

3. bei einem ehemaligen Berufssoldaten oder bei einem ehemaligen Soldaten auf Zeit Dienstzeiten 

nach der Soldatenlaufbahnverordnung; die Anerkennung erfolgt durch Übertragung der im 

Soldatenverhältnis erreichten Stufe und der darin zurückgelegten Erfahrungszeit; hatte der Soldat in 

der im Soldatenverhältnis zuletzt erreichten Stufe bereits die sich aus § 27 Absatz 3 ergebende 

Erfahrungszeit zurückgelegt, erfolgt die Anerkennung durch Festsetzung der nächsthöheren Stufe, und 

4. Verfolgungszeiten nach dem Beruflichen Rehabilitierungsgesetz, soweit eine Erwerbstätigkeit, die 

einem Dienst bei einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn (§ 29) entspricht, nicht ausgeübt werden 

konnte. 

(…) 

§ 29   Öffentlich-rechtliche Dienstherren 

(1) Öffentlich-rechtliche Dienstherren im Sinne dieses Gesetzes sind der Bund, die Länder, die 

Gemeinden (Gemeindeverbände) und andere Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 

öffentlichen Rechts mit Ausnahme der öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften und ihrer 

Verbände. 

(2) Der Tätigkeit im Dienst eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn stehen gleich: 

1. für Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der Europäischen Union die ausgeübte gleichartige 

Tätigkeit im öffentlichen Dienst einer Einrichtung der Europäischen Union oder im öffentlichen 

Dienst eines Mitgliedstaates der Europäischen Union und 

2. die von volksdeutschen Vertriebenen und Spätaussiedlern ausgeübte gleichartige Tätigkeit im 

Dienst eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn ihres Herkunftslandes. 

3. Abschnitt   Familienzuschlag  

§ 40   Stufen des Familienzuschlages 

(1) Zur Stufe 1 gehören  

1.  verheiratete Beamte, Richter und Soldaten, 
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2.  verwitwete Beamte, Richter und Soldaten, 

3.  geschiedene Beamte, Richter und Soldaten sowie Beamte, Richter und Soldaten, deren Ehe 

aufgehoben oder für nichtig erklärt ist, wenn sie aus der Ehe zum Unterhalt verpflichtet sind, 

4.   andere Beamte, Richter und Soldaten, die ein Kind nicht nur vorübergehend in ihre Wohnung 

aufgenommen haben, für das ihnen Kindergeld nach dem Einkommensteuergesetz oder nach dem 

Bundeskindergeldgesetz zusteht oder ohne Berücksichtigung der §§ 64 und 65 des 

Einkommensteuergesetzes oder der §§ 3 und 4 des Bundeskindergeldgesetzes zustehen würde, sowie 

andere Beamte, Richter und Soldaten, die eine Person nicht nur vorübergehend in ihre Wohnung 

aufgenommen haben, weil sie aus beruflichen oder gesundheitlichen Gründen ihrer Hilfe bedürfen.  

(…) 

(4) Steht der Ehegatte eines Beamten, Richters oder Soldaten als Beamter, Richter, Soldat oder 

Angestellter im öffentlichen Dienst oder ist er auf Grund einer Tätigkeit im öffentlichen Dienst nach 

beamtenrechtlichen Grundsätzen versorgungsberechtigt und stünde ihm ebenfalls der 

Familienzuschlag der Stufe 1 oder einer der folgenden Stufen oder eine entsprechende Leistung in 

Höhe von mindestens der Hälfte des Höchstbetrages der Stufe 1 des Familienzuschlages zu, so erhält 

der Beamte, Richter oder Soldat den Betrag der Stufe 1 des für ihn maßgebenden Familienzuschlages 

zur Hälfte; dies gilt auch für die Zeit, für die der Ehegatte Mutterschaftsgeld bezieht. § 6 findet auf den 

Betrag keine Anwendung, wenn einer der Ehegatten vollbeschäftigt oder nach beamtenrechtlichen 

Grundsätzen versorgungsberechtigt ist oder beide Ehegatten in Teilzeit beschäftigt sind und dabei 

zusammen mindestens die regelmäßige Arbeitszeit bei Vollzeitbeschäftigung erreichen.  

(5) Stünde neben dem Beamten, Richter oder Soldaten einer anderen Person, die im öffentlichen 

Dienst steht oder auf Grund einer Tätigkeit im öffentlichen Dienst nach beamtenrechtlichen 

Grundsätzen oder nach einer Ruhelohnordnung versorgungsberechtigt ist, der Familienzuschlag nach 

Stufe 2 oder einer der folgenden Stufen zu, so wird der auf das Kind entfallende Betrag des 

Familienzuschlages dem Beamten, Richter oder Soldaten gewährt, wenn und soweit ihm das 

Kindergeld nach dem Einkommensteuergesetz oder nach dem Bundeskindergeldgesetz gewährt wird 

oder ohne Berücksichtigung des § 65 des Einkommensteuergesetzes oder des § 4 des 

Bundeskindergeldgesetzes vorrangig zu gewähren wäre; dem Familienzuschlag nach Stufe 2 oder 

einer der folgenden Stufen stehen der Sozialzuschlag nach den Tarifverträgen für Arbeiter des 

öffentlichen Dienstes, eine sonstige entsprechende Leistung oder das Mutterschaftsgeld gleich. Auf 

das Kind entfällt derjenige Betrag, der sich aus der für die Anwendung des Einkommensteuergesetzes 

oder des Bundeskindergeldgesetzes maßgebenden Reihenfolge der Kinder ergibt. § 6 findet auf den 

Betrag keine Anwendung, wenn einer der Anspruchsberechtigten im Sinne des Satzes 1 

vollbeschäftigt oder nach beamtenrechtlichen Grundsätzen versorgungsberechtigt ist oder mehrere 

Anspruchsberechtigte in Teilzeit beschäftigt sind und dabei zusammen mindestens die regelmäßige 

Arbeitszeit bei Vollzeitbeschäftigung erreichen. 

(6) Öffentlicher Dienst im Sinne der Absätze 1, 4 und 5 ist die Tätigkeit im Dienste des Bundes, eines 

Landes, einer Gemeinde oder anderer Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 

Rechts oder der Verbände von solchen; ausgenommen ist die Tätigkeit bei öffentlich-rechtlichen 

Religionsgesellschaften oder ihren Verbänden, sofern nicht bei organisatorisch selbständigen 

Einrichtungen, insbesondere bei Schulen, Hochschulen, Krankenhäusern, Kindergärten, Altersheimen, 

die Voraussetzungen des Satzes 3 erfüllt sind. (…) 
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